
Bericht an den Gemeinderat 
Stadt Graz 

Stadtplanung 
Bebauungsplanung 

GZ.: A14-062900/2014/0039 

Betreff: 
14.14.2 Bebauungsplan 
„Reininghaus Parkquartier - Brauhausstraße", 2. Änderung 
XIV. Bez., KG Baierdorf

Bearbeiter 
Dl in Elisabeth Mahr 

Graz, 09.07.2020 

Mindestanzahl der Anwesenden: 
Zustimmung von zumindest 

_ Mitgliedern des Gemeinderates 

Ausgangslage 

Die Stadt Graz beabsichtigt, den rechtswirksamen 14.14.1 Bebauungsplan „Reininghaus 
Parkquartier - Brauhausstraße", GZ: A 14-062900/2014 zu ändern. 
Die Änderung des (jetzigen rechtswirksamen} 14.14.1 Bebauungsplanes, zur Fassung des 
{neu zu erstellenden} 14.14.2 Bebauungsplanes, 2. Änderung umfasst die Änderung der 
Verordnung. 

Die ÖSW, als Eigentümerin im Quartier hat um Bebauungsplan Änderung angesucht. 

ÄNDERUNG IN DER VERORDNUNG: 
Die lebendige Sockelzone und die Nutzungsdurchmischung in den einzelnen 
Quartieren in Reininghaus ist wichtig für einen funktionierenden Stadtteil. 
Bei der Haustechnik ist aufgrund der geplanten zusätzlichen Wohnbebauung, ein 
besonderes Augenmerk auf den Schallschutz zu achten. Damit entsprechende 
Schallschutzgehäuse errichtet werden können, bedarf es einer minimalen Erhöhung im 
Bereich der Haustechnikanlagen. 
In der Verordnung wurde der §6 Absatz 6 bezüglich der Haustechnikanlagen adaptiert. 
Die Änderungen sind „rot" hervorgehoben. 

§6 {6} Haustechnikanlagen sind bei Bauplatz 3 innerhalb des Gebäudes zu 
situieren. Auf den anderen Bauplätzen sind Haustechnikanlagen 5+fl.G auf 
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Flachdächern erst ab dem 5. Geschoss zulässig. Haustechnikanlagen sind 
bei Flachdächern mindestens 3,00m vom Dachsaum des 
darunterliegenden Geschosses zurück zu versetzen und dürfen die 
oberste Geschossdeckenoberkante maximal um 3,00m überragen. 
Haustechnikanlagen sind mit einem Sichtschutz (z.B. Lochblech, 
Streckmetall) zu versehen. Ausgenommen davon ist der westliche 8-
geschossige Baukörper am Bauplatz 4, auf diesem Baukörper darf die 
Haustechnik die oberste Geschossdeckenoberkante maximal um 2,00m 
überragen. 

Die restlichen Bestimmungen und Verordnungspunkte wurden nicht geändert. 

Verfahren 

ANHÖRUNG 
Die grundbücherlichen Eigentümer der im Planungsgebiet liegenden und der daran 
angrenzenden Grundstücke wurden angehört (Anhörung gemäß§ 40 Abs 6 Z 2 StROG 
2010). 

Einwendungen 
Während der Anhörungsfrist langten eine Einwendung, eine Stellungnahme und eine 
Nullmeldung im Stadtplanungsamt ein. 

Einwendung 01: (OZ -0036) 

Steiermärkische Landesregierung - Abteilung 14 Wasserwirtschaft, Ressourcen und 
Nachhaltigkeit 

„Zur Kundmachung der Stadt Graz vom Juni 2020 betreffend die Auflage des 
Bebauungsplanentwurfes 14.14.2 „Reininghaus - Brauquartier" wird seitens der 
wasserwirtschaft/ichen Planung als notwendig erachtet, dass der Bebauungsplan auf 
Grund des Umfanges des Planungsgebietes und auf Grund der im Gis Steiermark 
dargestellten Fließpfaden von Oberflächenwässern durch ein entsprechendes 
Oberflächenentwässerungs- bzw. Regenwasserbewirtschaftungskonzept ergänzt wird, 
falls dies nicht bereits im Zuge der 1. Auflage erfolgte. 
Weiters wird, wie dies bereits bei vorangegangenen Bebauungsplänen erfolgte, darauf 
hingewiesen, dass sichergestellt sein muss, dass die Abwasserreinigungsanlage der Stadt 
Graz über ausreichende Kapazitäten verfügt, die im Planungsgebiet anfallenden Abwässer 
aufzunehmen." 

Einwendungsbehandlung: 

Hinsichtlich der vorgebrachten Notwendigkeit eines Oberflächenentwässerungs- bzw. 
Regenwasserbewirtschaftungskonzept darf angemerkt werden, dass es sich bei der 
Bebauungsplanung um eine Rahmenplanung handelt und derartige Betrachtungen auf 
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Ebene der Bebauungsplanung aufgrund fehlender Detailplanungen nicht erfolgen. Eine 
detaillierte Ausarbeitung von Oberflächenentwässerungskonzepten ist im 
Steiermärkischen Baugesetz vorgeschrieben und wird daher erst im Zuge der konkreten 
Projektplanung im nachfolgen Baubewilligungsverfahren umgesetzt. 

Die Holding Graz Wasserwirtschaft ist gemäß Betriebsführungsvertrag berechtigt und 
verpflichtet die Stadt Graz in Angelegenheiten der Abwasserentsorgung zu vertreten und 
nimmt zur gegenständlichen Einwendung wie folgt Stellung: 

,, Wie im Schreiben der Holding Graz an das Amt der Steiermärkischen Landesregierung, 
Abteilung 13, Referat Wasserrecht, detailliert dargestellt, ist zwar die auf 500.000 EW60 
bemessene Grazer Kläranlage stofflich ausgelastet, die Ablaufgrenzwerte werden jedoch, 
bis auf einige Überschreitungen der NH4-N Ablaufkonzentration, gemäß dem gültigen 
Wasserrechtsbescheid deutlich eingehalten. Dennoch wurde der erkennbar steigenden 
Belastung Rechnung getragen und zur Optimierung des Anlagenbetriebes innerbetriebliche 
Maßnahmen getroffen um die verfahrenstechnischen Reserven der Kläranlage auszureizen. 
Im Juli 2015 wurde zudem mit einer neuen Grundlagenermittlung zur Anpassung der 
Kläranlage an aktuelle und zukünftige Belastungen begonnen."[ ... } ,,Zudem möchten wir im 
Al/gemeinen zu Bebauungsplänen festhalten, dass hauptsächlich die 
Bevölkerungsentwicklung maßgeblich für die Auslastung der Kläranlage ist. Es ist aus Sicht 
der Kläranlage irrelevant, wo im Stadtgebiet diese Einwohner ihr Abwasser entsorgen. 
Weiters wird es durch die ausdrückliche Vorschreibung der dezentralen Entsorgung der 
Oberflächenwässer, im Gegensatz zum Bestand, sogar zu einer geringfügigen Entlastung 
der Kläranlage kommen. Diese Vorschreibung in nahezu allen (technisch möglichen) Fällen 
von Bebauungsplänen und Baubewilligungsverfahren und die schrittweise Entwicklung 
eines qualifizierten Mischsystems sollen ebenfalls langfristig zu einer Reduktion der 
Kläranlagenbelastung bzw. Vorfluterbelastung durch Mischwasserüberläufe führen. 

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass die Reserven in der 
Reinigungsleistung der Kläranlage bis zur geplanten und mit dem Land abgestimmten 
Erweiterung bis im Jahr 2023 ausreichen um die zu erwartende Bevölkerungszunahme 
abzudecken. Einzelne Bebauungspläne haben darauf keinen Einfluss." 

Stellungnahme 1 (OZ-0037) 

Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
Abteilung 13 - Bau- und Raumordnung 
örtliche Raumplanung 
Stempfergasse 7 
8010 Graz 

Zu der mit der vorliegenden Anhörung geplanten 2. Änderung des Bebauungsplanes bestehen aus 
raumordnungsfachlicher Sicht grundsätzlich keine Einwendungen. 

Es wird jedoch auf Folgendes hingewiesen: 
- Bei den Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes ist mit der 1. Änderung auf die aktuellen 
Fassungen des StROG und des StBauG abzustellen. 
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